
Amtsblatt
der Bayerischen Staatsministerien

für Unterricht und Kultus
und Wissenschaft, Forschung und Kunst

Nummer 8 München, den 3. Mai 2011 Jahrgang 2011

 Inhaltsübersicht

Datum Seite

I. Rechtsvorschriften 

14.03.2011 2030-2-23-WFK
Achte Verordnung zur Änderung der Bayerischen Hochschullehrernebentätigkeitsverordnung . . .  62

II. Bekanntmachungen der Bayerischen Staatsministerien für Unterricht und Kultus und 
 Wissenschaft, Forschung und Kunst

18.03.2011 2230.1.1.1.3.2-UK
Richtlinien für die Beförderung von Lehrkräften und Förderlehrkräften an Volksschulen, Förder-
schulen und Schulen für Kranke   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  63

21.03.2011 2030.8-UK
Integrationsvereinbarung nach § 83 SGB IX für die staatlichen Gymnasien, Realschulen, Fach-
oberschulen und Berufsoberschulen   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  70

III.  Bekanntmachungen der Bayerischen Staatsregierung, anderer bayerischer Staatsministerien 
und sonstiger Stellen   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  —



KWMBl Nr. 8/201162

 I. Rechtsvorschriften

Auf Grund von Art. 6 und 42 Satz 1 des Geset-
zes über die Rechtsverhältnisse der Hochschullehrer 
und Hochschullehrerinnen sowie des weiteren wis-
senschaftlichen und künstlerischen Personals an den 
Hochschulen (Bayerisches Hochschulpersonalgesetz 
– BayHSchPG) vom 23. Mai 2006 (GVBl S. 230, BayRS 
2030-1-2-WFK), zuletzt geändert durch § 2 des Geset-
zes vom 23. Februar 2011 (GVBl S. 102), in Verbin-
dung mit Art. 85 Abs. 1 des Bayerischen Beamtenge-
setzes (BayBG) vom 29. Juli 2008 (GVBl S. 500, BayRS 
 2030-1-1-F), zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes 
vom 5. August 2010 (GVBl S. 410, ber. S. 764) erlässt 
das Bayerische Staatsministerium für Wissenschaft, 
Forschung und Kunst im Einvernehmen mit dem Bay-
erischen Staatsministerium der Finanzen folgende 
Verordnung:

§ 1

Die Verordnung über die Nebentätigkeit des 
beamteten wissenschaftlichen und künstlerischen 
Personals an den staatlichen Hochschulen (Bayeri-
sche Hochschullehrernebentätigkeitsverordnung – 
 BayHSchLNV) vom 15. September 1992 (GVBl S. 428, 
BayRS 2030-2-23-WFK), zuletzt geändert durch Ver-
ordnung vom 5. November 2009 (GVBl S. 592), wird 
wie folgt geändert:

1. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 3 werden nach dem Wort „Studiums“ 
die Worte „und in berufsbegleitenden Stu-

diengängen nach Art. 56 Abs.  4 des Bayeri-
schen Hochschulgesetzes“ eingefügt.

b) Es wird folgender Satz 5 angefügt:

„5Der Umfang der Tätigkeiten im Nebenamt 
nach Satz 3 darf zusammen mit sonstigen ge-
nehmigten Nebentätigkeiten die in § 9 Abs. 1 
Satz 1 geregelte zeitliche Grenze nicht über-
steigen.“

2. In § 9 Abs. 2 und § 13 Abs. 1 Sätze 3 und 4 wird 
jeweils die Zahl „4“ durch die Zahl „5“ ersetzt.

3. In § 16 Abs. 3 Satz 1 werden nach den Worten 
„C  1“, „C 3“ und „C 4“ jeweils die Abkürzung 
„kw“ eingefügt sowie die Worte „HS 1 kw bis 
HS 3 kw“ und „HS 4 kw“ gestrichen.

§ 2

1Diese Verordnung tritt am 1. April 2011 in Kraft. 
2Abweichend von Satz 1 tritt § 1 Nr. 3 mit Wirkung 
vom 1. Januar 2011 in Kraft.

München, den 14. März 2011

Bayerisches Staatsministerium
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Wolfgang Heubisch, Staatsminister

2030-2-23-WFK

Achte Verordnung  
zur Änderung der  

Bayerischen Hochschullehrernebentätigkeitsverordnung

Vom 14. März 2011Vom 14. März 2011 (GVBl S. 140)

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Dr. Wolfgang Heubi sch 
Staatsminister
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2230.1.1.1.3.2-UK

Richtlinien für die Beförderung 
von Lehrkräften und Förderlehrkräften 

an Volksschulen,  Förderschulen 
und Schulen für Kranke

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus

vom 18. März 2011 Az.: IV.5-5 P 7010.1-4.23 489 

1. Allgemeines

1.1 Anwendungsbereich

Die Richtlinien gelten für die Beförderung von

–  Lehrkräften mit der Befähigung für das Lehramt 
an Grund- oder an Hauptschulen bzw. Volks-
schulen,

–  Lehrkräften mit der Befähigung für das Lehramt 
an Sonderschulen bzw. für Sonderpädagogik,

–  Fachlehrerinnen und Fachlehrer sowie

–  Förderlehrerinnen und Förderlehrer

an staatlichen Volksschulen, Förderschulen und 
Schulen für Kranke. Sie gelten sinngemäß für 
die nicht nur vorübergehende Übertragung einer 
 höherwertigen Funktion als Vorstufe für eine spä-
tere Beförderung.

Für Berufsschullehrkräfte, Realschullehrkräfte 
und Gymnasiallehrkräfte an Förderschulen und 
Schulen für Kranke gelten grundsätzlich die Beför-
derungsrichtlinien der jeweiligen Schulart. Die Be-
förderungen können jedoch nur nach Maßgabe der 
zur Verfügung stehenden Planstellen erfolgen. Das 
Staatsministerium bestimmt in diesem Rahmen die 
Reihenfolge der möglichen Beförderungen.

Den Kommunen wird hinsichtlich ihrer Förder-
schulen empfohlen, die Richtlinien entsprechend 
anzuwenden.

Das funktionslose Beförderungsamt

–  der Lehrerin bzw. des Lehrers der Besoldungs-
gruppe (im Folgenden kurz: BesGr.) A 12 + AZ

–  der Studienrätin bzw. des Studienrats im Grund- 
bzw. Hauptschuldienst der BesGr. A 13

–  der Studienrätin bzw. des Studienrats im Förder-
schuldienst der BesGr. A 13 + AZ

–  der Fachoberlehrerin bzw. des Fachoberlehrers 
der BesGr. A 11

–  der Förderlehrerin bzw. des Förderlehrers der 
BesGr. A 10

kann nur nach Maßgabe der zur Verfügung ste-
henden Planstellen übertragen werden. Das 
Staatsministerium bestimmt in diesem Rahmen 

die Kriterien der möglichen Beförderungen durch 
entsprechende Beförderungsrichtlinien.

Beförderungen aus dem funktionslosen Beförde-
rungsamt der Studienrätin bzw. des Studienrats im 
Grund- bzw. im Hauptschuldienst werden geson-
dert geregelt.

1.2 Begriffsbestimmungen

Eine Beförderung ist eine Ernennung, durch die 
ein anderes Amt mit höherem Endgrundgehalt oder 
ein anderes Amt mit höherer Amtszulage verlie-
hen wird (Art. 2 Abs. 2 Leistungslaufbahngesetz 
– LlbG).

1.3 Zuständigkeit

Zuständig für die Beförderung sind die Regierun-
gen als Ernennungsbehörden nach Maßgabe der 
ZustV-KM in der jeweils geltenden Fassung.

1.4 Grundsätze für Beförderungen

1.4.1 Beamten- und laufbahnrechtliche Grundsätze

Beförderungen sind nach Eignung, Befähigung 
und fachlicher Leistung unter Beachtung der be-
amtenrechtlichen und laufbahnrechtlichen Bestim-
mungen (insbesondere § 9 Beamtenstatusgesetz 
– BeamtStG und Art. 16 LlbG) vorzunehmen. Die 
Berechnung von Dienstzeiten, die Voraussetzung 
für eine Beförderung sind, richtet sich nach den Be-
stimmungen des Leistungslaufbahngesetzes. Ein 
Anspruch auf Beförderung besteht nicht.

1.4.2 Haushaltsrechtliche Grundsätze

Beförderungen dürfen nur im Rahmen der zur 
 Bewirtschaftung zugewiesenen freien und besetz-
baren Planstellen vorgenommen werden. Sie sind 
mit der Einweisung in die entsprechende Planstelle 
zu verbinden.

1.5 Amtsbezeichnung

Die Beförderungsämter ergeben sich aus der 
 Anlage 1 des Bayerischen Besoldungsgesetzes 
und der Bekanntmachung des Bayerischen Staats-
ministeriums für Unterricht und Kultus über die 
Zuordnung von Besoldungsämtern zu Besoldungs-
gruppen unter Berücksichtigung der ausgeübten 
Funktion im Geschäftsbereich des Staatsminis-
teriums für Unterricht und Kultus.

1.6 Beförderungszeitpunkt

Beförderungen oder Funktionsübertragungen, die 
einen Lehrerwechsel in der Klassenleitung zur Fol-
ge haben, sollen zu Schuljahresbeginn vorgenom-
men werden.

Bei Auswahlentscheidungen ist die Beförderung 
bzw. die Funktionsübertragung frühestens zwei 
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Wochen nach Verständigung der nicht berücksich-
tigten Bewerberinnen und Bewerber zulässig. Ein 
förmlicher Rechtsbehelf, insbesondere ein Antrag 
auf vorläufi gen Rechtsschutz, darf nicht vorlie-
gen.

Während einer Beurlaubung nach Art. 89 Bayeri-
sches Beamtengesetz (BayBG) oder Art. 90 BayBG 
sowie einer Elternzeit ist eine Beförderung nicht 
vorzunehmen; dies gilt nicht in den Fällen einer 
Teilzeitbeschäftigung im Beamtenverhältnis wäh-
rend einer Elternzeit sowie in Fällen einer Teilzeit-
beschäftigung nach Art. 89 BayBG.

2. Stellenausschreibung

2.1 Ausschreibungspfl icht

Die zu besetzenden Funktionsstellen an Volks-
schulen und Förderschulen und Schulen für 
Kranke sind im Amtlichen Schulanzeiger der Re-
gierung auszuschreiben, die für die Besetzung der 
Funktionsstelle zuständig ist. Es können sich Lehr-
kräfte aus allen Regierungsbezirken bewerben. 
Die Stellenausschreibung ist regierungsbezirks-
übergreifend zu wiederholen, wenn auf die erste 
Ausschreibung keine berücksichtigungsfähigen 
 Bewerbungen eingegangen sind.

2.2 Inhalt der Stellenausschreibung

In der Stellenausschreibung sind die Funktionsstel-
le (Amt und Besoldungsgruppe), die Schule bzw. die 
Schulen oder der Zuständigkeitsbereich sowie nach 
Möglichkeit Besonderheiten der Schule anzuge-
ben. Die Stellenausschreibung soll einen Hinweis 
auf den in erster Linie angesprochenen Personen-
kreis enthalten. Ein besonderes Anforderungsprofi l 
der zu besetzenden Stelle ist aufzunehmen, wenn 
es ein wesentliches Qualifi kationsmerkmal dar-
stellt, das sich nicht bereits aus dem Amt selbst oder 
aus anderweitigen Regelungen ergibt. Es ist ein 
Hinweis aufzunehmen, dass Schulleiterinnen und 
Schulleiter zur Qualifi kation als Führungskraft das 
Modul A des Ausbildungscurriculums abzulegen 
haben oder gegebenenfalls die erfolgreiche Tätig-
keit in einem Amt nachzuweisen haben, die auf 
den geforderten Lehrgangsumfang angerechnet 
werden kann (Bekanntmachung des Bayerischen 
Staatsministeriums für Unterricht und Kultus vom 
19. Dezember 2006, KWMBl I 2007 S. 7).

Die Ausschreibung ist geschlechtsneutral zu for-
mulieren. Sie muss einen Hinweis darauf enthal-
ten, ob die jeweilige Stelle teilzeitfähig oder nicht 
teilzeitfähig ist (Art. 7 Abs. 2 Bayerisches Gleich-
stellungsgesetz – BayGlG). In Bereichen, in denen 
Frauen in erheblich geringerer Zahl beschäftigt 
sind als Männer, sind Frauen besonders aufzu-
fordern, sich zu bewerben (Art. 7 Abs. 3 BayGlG). 
Zudem ist besonders darauf hinzuweisen, dass 
schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber 
bei ansonsten im Wesentlichen gleicher Eignung 
bevorzugt berücksichtigt werden. Die Frist für die 
Einreichung der Bewerbung muss mindestens zwei 
Wochen betragen (Art. 20 Abs. 2 Satz 1 BayBG).

2.3 Ausnahmen

Eine Stellenausschreibung entfällt, wenn die Stel-
le mit einer Lehrkraft besetzt werden kann, der 
 damit eine ihrem Amt entsprechende Verwendung 
(wieder) ermöglicht wird. Dies gilt auch in Fällen 
sonstiger Versetzungen, die nicht mit einer Beför-
derung verbunden sind bzw. eine solche unmit-
telbar vorbereiten. Die Stellenausschreibung ent-
fällt auch dann, wenn die gestiegene Schülerzahl 
 einer Schule die Übertragung eines höherwertigen 
 Amtes ermöglicht und die bisherige Amtsinhaberin 
oder der bisherige Amtsinhaber nach Feststellung 
der Regierung für das neue Amt geeignet ist.

2.4 Privatschulen

Den Trägern privater Volksschulen oder privater 
Förderschulen und Schulen für Kranke wird die 
Ausschreibung von Funktionsstellen entsprechend 
Nr. 2.2 der Richtlinien empfohlen, wenn die Funk-
tionen von staatlichen Lehrkräften wahrgenom-
men werden sollen. Die Ausschreibung erfolgt im 
Amt lichen Schulanzeiger als Hinweis auf eine zu 
besetzende Funktionsstelle und wird im nichtamt-
lichen Teil abgedruckt.

3. Auswahlverfahren

3.1 Grundsatz

Die Auswahl unter mehreren Bewerberinnen und 
Bewerbern ist nach pfl ichtgemäßem Ermessen nach 
den Grundsätzen von Eignung, Befähigung und 
fachlicher Leistung ohne Rücksicht auf Geschlecht, 
Abstammung, Rasse oder ethnischer Herkunft, 
Behinderung, Religion oder Weltanschauung, po-
litische Anschauungen, Herkunft, Beziehungen 
oder sexuelle Identität zu treffen (Art. 33 Abs. 2 
und Art. 3 Abs. 3 Grundgesetz – GG, Art. 94 Abs. 2 
Bayerische Verfassung – BV, § 9 BeamtStG).

3.2 Angehörigeneigenschaft

Die Berücksichtigung der Bewerbung einer Lehr-
kraft um eine Funktion in der Schulleitung (Schul-
leiterin bzw. Schulleiter, ständige Vertreterin bzw. 
ständiger Vertreter und weitere Vertreterin bzw. 
weiterer Vertreter in der Schulleitung) ist ausge-
schlossen, wenn eine Angehörige oder ein Ange-
höriger im Sinne des Art. 20 Abs. 5 Bayerisches 
Verwaltungsverfahrensgesetz (BayVwVfG) an der 
betreffenden Schule tätig ist. Dies gilt nicht, wenn 
sich der oder die Angehörige für den Fall der Aus-
wahl der Bewerberin oder des Bewerbers, zu der 
bzw. dem die Angehörigeneigenschaft besteht, mit 
der Wegversetzung von der Schule einverstanden 
erklärt hat und die Wegversetzung möglich ist.

3.3 Auswahlentscheidung

Eignung, Befähigung und fachliche Leistung der 
Bewerberinnen und Bewerber sind an den Anfor-
derungen des zu übertragenden Amtes zu messen. 
Der dienstlichen Beurteilung kommt dabei beson-
dere Bedeutung zu. Voraussetzung für die Teilnah-
me am Auswahlverfahren ist damit grundsätzlich 



KWMBl Nr. 8/2011 65

das Vorliegen einer aktuellen dienstlichen Beur-
teilung, ggf. ist eine Anlassbeurteilung gemäß den 
Beurteilungsrichtlinien zu erstellen.

In den Fällen, in denen die in Betracht kommenden 
Bewerberinnen und Bewerber nach den dienst-
lichen Beurteilungen im Wesentlichen gleich 
geeignet sind, sind weitere Kriterien ergänzend 
heranzuziehen. Dies sind z. B. frühere Beurtei-
lungen, insbesondere die vorletzte, die Ergebnis-
se der Lehramtsprüfungen, besondere berufl iche 
Kompetenzen oder Fortbildungen einschließlich 
einschlägiger Qualifi zierungskurse. Die Ernen-
nungsbehörde soll hierzu mit geeigneten Bewerbe-
rinnen und Bewerbern Personalauswahlgespräche 
führen. Ein Personalauswahlgespräch ersetzt nicht 
den auf der Grundlage von dienstlichen Beurtei-
lungen vorzunehmenden Vergleich der Bewerbe-
rinnen und Bewerber nach Eignung, Befähigung 
und fachlicher Leistung. Es muss so ausgestaltet 
sein, dass die Bewerberinnen und Bewerber die 
gleiche Chance haben, ihre fachliche und persön-
liche Eignung unter Beweis zu stellen (gleicher und 
ausreichend bemessener Zeitraum, vergleichbare 
Themenbereiche).

3.4 Schriftform

Die wesentlichen Auswahlerwägungen (einschließ-
lich der Erkenntnisse aus einem Personalauswahl-
gespräch) sind schriftlich festzuhalten. Sie müssen 
sachgerecht und nachvollziehbar sein.

3.5 Verfahren

Bewerbungen um eine ausgeschriebene Funk-
tionsstelle sind bei der zuständigen Regierung über 
den Dienstweg (im Volksschulbereich gesammelt 
über das für die zu besetzende Stelle zuständige 
Staatliche Schulamt) mit einer Stellungnahme 
einzureichen. Bewerbungen von Lehrkräften aus 
anderen Schulamtsbezirken werden vom derzeitig 
für die Bewerberin bzw. den Bewerber zuständigen 
Schulamt mit einer Stellungnahme an das Schul-
amt, in dessen Zuständigkeitsbereich die Stelle 
zu besetzen ist, weitergegeben. Im Bereich der 
Förderschulen und Schulen für Kranke erfolgt die 
schriftliche Stellungnahme zur Eignung durch die 
Schulleitung. Die Regierung trifft die Auswahlent-
scheidung, führt die erforderlichen Beteiligungs-
verfahren durch und informiert die Bewerberinnen 
und Bewerber.

3.6 Beteiligung der Personalvertretung

Die Beteiligung des Personalrats richtet sich nach 
Art. 75 Abs. 1 Nr. 2 Bayerisches Personalvertre-
tungsgesetz – BayPVG. Auf die Rechte des Per-
sonalrats nach dem BayPVG, insbesondere auf 
Art. 69 Abs. 2 BayPVG (z. B. Unterrichtung über 
die mit den Bewerberinnen und Bewerbern geführ-
ten Personalauswahlgespräche) wird hingewiesen. 
Unabhängig davon ist bei schwerbehinderten Be-
werberinnen und Bewerbern die Schwerbehinder-
tenvertretung zu hören (§ 95 Abs. 2 Sozialgesetz-
buch Neuntes Buch – SGB IX). Eine eventuelle 
Beteiligung der Gleichstellungsbeauftragten bzw. 

des Gleichstellungsbeauftragten richtet sich nach 
Art. 18 Abs. 3 BayGlG.

3.7 Benachrichtigung der Bewerberinnen und Bewer-
ber von der Auswahlentscheidung

Die Bewerberinnen und Bewerber sind nach 
 Abschluss des Auswahlverfahrens einschließlich 
aller Beteiligungs- und Anhörungsverfahren von 
der Entscheidung schriftlich zu verständigen. 

Die erfolgreichen Bewerberinnen und Bewerber 
sind davon zu unterrichten, dass die Entscheidung 
zu ihren Gunsten erfolgt ist, die Ernennung oder 
die Bestellung aber gesondert erfolgt.

Die nicht berücksichtigten Bewerberinnen und 
 Bewerber sind davon zu verständigen, dass unter 
Anwendung der Kriterien Eignung, Befähigung 
und fachliche Leistung eine andere Bewerberin 
oder ein anderer Bewerber bevorzugt wurde. Der 
Name, die Funktion und der Dienstort der erfolg-
reichen Bewerberin bzw. des erfolgreichen Bewer-
bers ist den nicht berücksichtigten Bewerberinnen 
und Bewerbern bekannt zu geben. Eine Rechts-
behelfsbelehrung erfolgt nicht.

4. Nicht regelmäßig zu durchlaufende Ämter  
(Art. 17 Abs. 1 Satz 2 LlbG)

Das Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
bestimmt mit Zustimmung des Landespersonalaus-
schusses (ARLPA), dass zu den nicht regelmäßig zu 
durchlaufenden Ämtern gehören:

4.1 Lehrkräfte mit der Befähigung für das Lehramt 
an Grund- bzw. an Hauptschulen oder Volksschu-
len

4.1.1 bei der Beförderung von einem Amt der BesGr. A 12 
in die Ämter der Konrektorinnen und Konrektoren 
der BesGr. A 13 + AZ oder zur Zweiten Konrekto-
rin bzw. zum Zweiten Konrektor der BesGr. A 13 + 
AZ

die Ämter der BesGr. A 12 + AZ und der BesGr. 
A 13;

4.1.2 bei der Beförderung von einem Amt der BesGr. A 12 
zur Rektorin bzw. zum Rektor der BesGr. A 13 + 
AZ

die Ämter der BesGr. A 12 + AZ und der BesGr. 
A 13;

4.1.3 bei der Beförderung von einem Amt der BesGr. A 12 
zur Beratungsrektorin bzw. zum Beratungsrektor 
der BesGr. A 13 + AZ

die Ämter der BesGr. A 12 + AZ und der BesGr. 
A 13; 

4.1.4 bei der Beförderung von einem Amt der BesGr. A 12 
zur Seminarrektorin bzw. zum Seminarrektor als 
Leiterin oder Leiter eines Seminars für die Ausbil-
dung von Lehrkräften an Grundschulen bzw. an 
Hauptschulen der BesGr. A 13 + AZ

die Ämter der BesGr. A 12 + AZ und der BesGr. 
A 13;
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4.1.5 bei der Beförderung von einem Amt der BesGr. 
A 12 + AZ in die Ämter der Konrektorinnen und 
Konrektoren der BesGr. A 13 + AZ oder zur Zwei-
ten Konrektorin bzw. zum Zweiten Konrektor der 
BesGr. A 13 + AZ

das Amt der BesGr. A 13;

4.1.6 bei der Beförderung von einem Amt der BesGr. A 12 
+ AZ zur Rektorin bzw. zum Rektor der BesGr. A 13 
+ AZ

das Amt der BesGr. A 13;

4.1.7 bei der Beförderung von einem Amt der BesGr. A 12 
+ AZ zur Beratungsrektorin bzw. zum Beratungs-
rektor der BesGr. A 13 + AZ

das Amt der BesGr. A 13;

4.1.8 bei der Beförderung von einem Amt der BesGr. A 12 
+ AZ zur Seminarrektorin bzw. zum Seminarrek-
tor als Leiterin oder Leiter eines Seminars für die 
Ausbildung von Lehrern an Grundschulen bzw. an 
Hauptschulen der BesGr. A 13 + AZ

das Amt der BesGr. A 13;

4.1.9 bei der Beförderung einer Lehrkraft, die das Amt 
der Rektorin bzw. des Rektors einer Volksschule 
mindestens drei Jahre ausgeübt und dieses infolge 
schulorganisatorischer Maßnahmen verloren hat 
und nun eine Ausgleichszulage nach Art. 21 Abs. 1 
Bayerisches Besoldungsgesetz – BayBesG erhält, 
in ein Amt der BesGr. A 13 + AZ bzw. der BesGr. 
A 14

das Amt der BesGr. A 13 bzw. die Ämter der BesGr. 
A 13 und der BesGr. A 13 + AZ;

4.1.10 bei der Beförderung aus einem der Ämter als Kon-
rektorin bzw. Konrektor der BesGr. A 13 + AZ oder 
dem Amt einer Zweiten Konrektorin bzw. eines 
Zweiten Konrektors der BesGr. A 13 + AZ zur Rek-
torin bzw. zum Rektor der BesGr. A 14 + AZ

die Ämter der BesGr. A 14;

4.1.11 bei der Beförderung einer Rektorin bzw. eines Rek-
tors der BesGr. A 13 + AZ in das Amt einer Rektorin 
bzw. eines Rektors der BesGr. A 14 + AZ

die Ämter der BesGr. A 14;

4.1.12 bei der Beförderung einer Seminarrektorin bzw. 
eines Seminarrektors der BesGr. A 13 + AZ in das 
Amt einer Rektorin bzw. eines Rektors der BesGr. 
A 14 + AZ

die Ämter der BesGr. A 14.

4.2 Lehrkräfte mit der Befähigung für das Lehramt 
an Sonderschulen bzw. für Sonderpädagogik

4.2.1 bei der Beförderung einer Studienrätin bzw. eines 
Studienrats im Förderschuldienst der BesGr. A 13 
in das Amt der Beratungsrektorin bzw. des Bera-
tungsrektors der BesGr. A 14

das Amt einer Studienrätin bzw. eines Studienrats 
im Förderschuldienst der BesGr. A 13 + AZ;

4.2.2 bei der Beförderung einer Studienrätin bzw. eines 
Studienrats im Förderschuldienst der BesGr. A 13 
in ein Amt der BesGr. A 14 + AZ

die Ämter der BesGr. A 13 + AZ und der BesGr. 
A 14;

4.2.3 bei der Beförderung einer Studienrätin bzw. eines 
Studienrats im Förderschuldienst der BesGr. A 13 
+ AZ in ein Amt der BesGr. A 14 + AZ

die Ämter der BesGr. A 14;

4.2.4 bei der Beförderung einer Studienrätin bzw. eines 
Studienrats im Förderschuldienst der BesGr. A 13 + 
AZ, die bzw. der zur Leiterin bzw. zum Leiter eines 
Studienseminars für das Lehramt für Sonderpäda-
gogik bestellt ist, in ein Amt der BesGr. A 15

die Ämter der BesGr. A 14 und  der BesGr. A 14 + 
AZ;

4.2.5 bei der Beförderung einer Beratungsrektorin bzw. 
eines Beratungsrektors der BesGr. A 14 in ein Amt 
der BesGr. A 15

die Ämter der BesGr. A 14 + AZ;

4.2.6 bei der Beförderung von einem Amt der BesGr. A 14 
+ AZ in ein Amt der BesGr. A 15 + AZ

die Ämter der BesGr. A 15.

5. Beförderungen in Ämter für Schulleiterinnen und 
Schulleiter sowie Schulleiterstellvertreterinnen 
und Schulleiterstellvertreter

5.1 Grundsatz

Die Einstufung der Ämter von Schulleiterinnen 
bzw. Schulleitern und Schulleiterstellvertreterin-
nen bzw. Schulleiterstellvertretern an Volksschulen 
sowie an Förderschulen und Schulen für Kranke 
ist an eine bestimmte Schülerzahl geknüpft. Bei 
Schulen, die gemäß Art. 57 Abs. 1 Satz 2 BayEUG 
unter einer gemeinsamen Leitung geführt werden 
(z. B. anlässlich der Einführung der Mittelschule 
in Grund- und Hauptschulen geteilten ehemali-
gen Vollschulen), sind die Schülerzahlen der ge-
trennten Schulen zusammenzuzählen. Beförde-
rungen sind nur entsprechend der am 1. Oktober 
tatsächlich erreichten Schülerzahlen möglich. Die 
Übertragung der Funktion soll dessen ungeachtet 
bereits zu Schuljahresbeginn erfolgen.

5.2 Nachhaltige Sicherung der Schülerzahl

Die für die Beförderung erforderliche Schülerzahl 
muss nachhaltig gesichert sein. Bei der Neube-
setzung einer Funktionsstelle (Ausschreibung) ist 
eine nachhaltige Sicherung gegeben, wenn die 
Schülerzahl in den nächsten drei Schuljahren ab 
Ausübung der Funktion  nach der letzten amt lichen 
Statistik (Stichtag: 1. Oktober) voraussichtlich vor-
liegt. Dazu ist eine Prognose vorzunehmen. Als 
Grundlage für diese Prognose sind insbesondere 
die Geburtenzahlen, die Erfahrungswerte aus den 
Schullaufbahnentscheidungen sowie schulorga-
nisatorische Maßnahmen zu berücksichtigen. 
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Die Prognose für die nachhaltige Sicherung der 
Schülerzahlen ist bei der Stellenausschreibung 
zu beachten. Zum Ernennungszeitpunkt muss die 
erforderliche Schülerzahl nach der letzten amt-
lichen Statistik (Stichtag: 1. Oktober) und der ak-
tualisierten Prognose der Schuljahre nach Satz 2 
noch vorliegen.

Bei einer Beförderung infolge gestiegener Schüler-
zahlen muss die Schülerzahl in den nächsten drei 
Schuljahren einschließlich des aktuellen Schuljah-
res (Stichtag: 1. Oktober) gesichert sein.

5.3 Ermittlung der Schülerzahl an Förderschulen

Bei der Ermittlung der erforderlichen Schülerzahl 
bleiben Schulvorbereitende Einrichtungen unbe-
rücksichtigt.

An einer Berufsschule zur sonderpädagogischen 
Förderung mit Teilzeitunterricht rechnen 2,5 Un-
terrichtsteilnehmerinnen und Unterrichtsteilneh-
mer mit Teilzeitunterricht als eine bzw. einer.

Sonderpädagogische Förderzentren gelten als 
sonstige Volksschulen zur sonderpädagogischen 
Förderung. Bei der Berechnung der für die Einstu-
fung der Ämter in der Schulleitung maßgebenden 
Schülerzahl werden Schülerinnen und Schüler, die 
auf der Grundlage des Lehrplans der Schule zur 
Lernförderung unterrichtet werden, und Schüle-
rinnen und Schüler in Schulen bzw. Klassen für 
Kranke mit dem Faktor 0,67 berücksichtigt.

Bei der Einstufung von Schulleiterinnen bzw. 
Schulleitern und Schulleiterstellvertreterinnen 
bzw. Schulleiterstellvertretern der Förderschule 
wird für jeweils vier angefangene Lehrerwochen-
stunden, die im Rahmen der Mobilen Sonderpäda-
gogischen Dienste geleistet werden, eine Schülerin 
bzw. ein Schüler berechnet.

5.4 Erforderliche Qualifi kation von Führungskräf-
ten

Für die Beförderung in Ämter für Schulleiterinnen 
und Schulleiter ist Voraussetzung, dass zur Qua-
lifi kation dieser Führungskräfte das Modul A des 
Ausbildungscurriculums belegt wurde oder dass 
gegebenenfalls die erfolgreiche Tätigkeit in einem 
Amt auf den geforderten Lehrgangsumfang ange-
rechnet werden kann (Bekanntmachung des Baye-
rischen Staatsministeriums für Unterricht und Kul-
tus vom 19. Dezember 2006, KWMBl I 2007 S. 7).

5.5 Erforderliche dienstliche Beurteilungen

Für die Beförderung in Funktionsämter ist Voraus-
setzung, dass in der aktuellen dienstlichen Beur-
teilung neben einer entsprechenden Verwendungs-
eignung jeweils im genannten Amt mindestens 
folgende Bewertungsstufe erreicht wurde.

Sofern einzelne höherwertige Ämter nicht genannt 
sind, wird bei Bewerberinnen und Bewerbern aus 
diesen Ämtern kein Mindestprädikat verlangt.

5.5.1 Volksschule

5.5.1.1 Beförderung in Ämter der Schulleitung

a)  Beförderung zur Konrektorin bzw. zum Kon-
rektor der BesGr. A 13 + AZ (170,37 €) oder zur 
Zweiten Konrektorin bzw. zum Zweiten Konrek-
tor der BesGr. A 13 + AZ (170,37 €)

  für Lehrkräfte der BesGr. A 12 und BesGr. A 12 + 
AZ mindestens die Bewertungsstufe „Leistung, 
die den Anforderungen entspricht“ (EN)

b)  Beförderung zur Konrektorin bzw. zum Konrek-
tor der BesGr. A 13 + AZ (220,00 €)

  für Lehrkräfte der BesGr. A 12 und der BesGr. 
A 12 + AZ mindestens die Bewertungsstufe 
„Leistung, die die Anforderungen übersteigt“ 
(UB)

c)  Beförderung zur Rektorin bzw. zum Rektor der 
BesGr. A 13 + AZ

  für Lehrkräfte der BesGr. A 12 und BesGr. A 12 + 
AZ mindestens die Bewertungsstufe „Leistung, 
die die Anforderungen übersteigt“ (UB)

d)  Beförderung zur Rektorin bzw. zum Rektor der 
BesGr. A 14

  mindestens die Bewertungsstufe „Leistung, die 
die Anforderungen übersteigt“ (UB) in einem 
Amt der BesGr. A 13 + AZ und grundsätzlich 
eine mindestens dreijährige Tätigkeit in dieser 
Funktion

e)  Beförderung zur Rektorin bzw. zum Rektor der 
BesGr. A 14 + AZ

  mindestens die Bewertungsstufe „Leistung, die 
die Anforderungen besonders gut erfüllt“ (BG) 
aus dem Amt

  einer Konrektorin bzw. eines Konrektors der 
BesGr. A 13 + AZ oder einer Rektorin bzw. eines 
Rektors der BesGr. A 13 + AZ oder

  einer Seminarrektorin bzw. eines Seminarrek-
tors der BesGr. A 13 + AZ

  und eine mindestens dreijährige Tätigkeit in 
dieser Funktion

  oder

  mindestens die Bewertungsstufe „Leistung, die 
die Anforderungen übersteigt“ (UB) aus dem 
Amt

  einer Rektorin bzw. eines Rektors der BesGr. 
A 14 oder

  einer Seminarrektorin bzw. eines Seminarrek-
tors der BesGr. A 14

  und eine mindestens dreijährige Tätigkeit in 
dieser Funktion

5.5.1.2 Beförderung in Ämter für Seminarleiterinnen 
bzw. Seminarleiter

a)  Beförderung zur Seminarrektorin bzw. zum 
 Seminarrektor der BesGr. A 13 + AZ als Leiterin 
bzw. Leiter eines Seminars für das Lehramt an 
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Grundschulen oder das Lehramt an Hauptschu-
len

  für Lehrkräfte der BesGr. A 12 oder BesGr. A 12 
+ AZ mindestens die Bewertungsstufe „Leis-
tung, die die Anforderungen übersteigt“ (UB)

b)  Beförderung zur Seminarrektorin bzw. zum 
 Seminarrektor der BesGr. A 14 als Leiterin bzw. 
Leiter eines Studienseminars für das Lehramt 
an Grundschulen oder das Lehramt an Haupt-
schulen

  mindestens die Bewertungsstufe „Leistung, die 
die Anforderungen übersteigt“ (UB) als Semi-
narrektorin bzw. Seminarrektor der BesGr. A 13 
+ AZ

5.5.1.3 Beförderung in Ämter für Beratungsrektorinnen 
bzw. Beratungsrektoren

a)  Beförderung in ein Amt für qualifi zierte Bera-
tungslehrkräfte

  Beförderung zur Beratungsrektorin bzw. zum 
Beratungsrektor der BesGr. A 13 + AZ als qua-
lifi zierte Beratungslehrerin bzw. qualifi zierter 
Beratungslehrer an Grundschulen und Haupt-
schulen

  für Lehrkräfte mit entsprechender Lehrbefä-
higung und grundsätzlich einer Erweiterung 
der Ersten Staatsprüfung gemäß § 111 LPO I 
im Fach Beratungslehrkraft mindestens die Be-
wertungsstufe „Leistung, die die Anforderungen 
übersteigt“ (UB) im Amt einer Lehrerin bzw. ei-
nes Lehrers der BesGr. A 12 oder der BesGr. A 12 
+ AZ

b)  Beförderung in ein Amt für Systembetreuerin-
nen bzw. Systembetreuer

  Beförderung zur Beratungsrektorin bzw. zum 
Beratungsrektor der BesGr. A 13 + AZ als Sys-
tembetreuerin bzw. Systembetreuer an Volks-
schulen, wenn mindestens 60 Computerarbeits-
plätze betreut werden

  für Lehrkräfte der BesGr. A 12 oder der BesGr. 
A 12 + AZ mindestens die Bewertungsstufe 
„Leistung, die die Anforderungen übersteigt“ 
(UB)

c)  Beförderung zur Schulpsychologin bzw. zum 
Schulpsychologen mit einem Erweiterungs-
studium der Psychologie mit schulpsychologi-
schem Schwerpunkt im Rahmen des Lehramts-
studiums

  Beförderung zur Beratungsrektorin bzw. zum 
Beratungsrektor der BesGr. A 13 + AZ (auch als 
Koordinatorin bzw. Koordinator für die Schul-
beratung an Grund- und Hauptschulen) 

  für Lehrkräfte, die das Studium für das Lehramt 
an Grundschulen oder das Lehramt an Haupt-
schulen durch das Studium der Psychologie mit 
schulpsychologischem Schwerpunkt, das an die 
Stelle eines Unterrichtsfaches getreten ist, er-
weitert haben, mindestens die Bewertungsstufe 
„Leistung, die die Anforderungen übersteigt“ 
(UB)

d)  Schulpsychologinnen bzw. Schulpsychologen 
mit einem abgeschlossenen Zweitstudium der 
Psychologie

 –  Beförderung zur Beratungsrektorin bzw. 
zum Beratungsrektor der BesGr. A 13 + AZ 
an Grundschulen und Hauptschulen

   für Lehrkräfte mit entsprechender Lehrbefähi-
gung mit abgeschlossenem Zweitstudium der 
Psychologie von mindestens vier Semestern 
mindestens die Bewertungsstufe „Leistung, 
die die Anforderungen übersteigt“ (UB) im 
Amt einer Lehrerin bzw. eines Lehrers der 
BesGr. A 12 oder der BesGr. A 12 + AZ

 –  Beförderung zur Beratungsrektorin bzw. zum 
Beratungsrektor der BesGr. A 14 als Koordina-
torin bzw. Koordinator für die Schulberatung 
an Grund- und Hauptschulen

   mindestens die Bewertungsstufe „Leistung, 
die die Anforderungen übersteigt“ (UB) als 
Beratungsrektorin bzw. Beratungsrektor der 
BesGr. A 13 + AZ (Schulpsychologen mit ab-
geschlossenen Zweitstudium der Psycholo-
gie)

5.5.2 Förderschule und Schule für Kranke

5.5.2.1 Beförderung in Ämter der Schulleitung

a)  Beförderung zur Sonderschulkonrektorin bzw. 
zum Sonderschulkonrektor der BesGr. A 14 + AZ 
oder zur Zweiten Sonderschulkonrektorin bzw. 
zum Zweiten Sonderschulkonrektor der BesGr. 
A 14 + AZ

  für Studienrätinnen und Studienräte im Förder-
schuldienst der BesGr. A 13 mindestens die Be-
wertungsstufe „Leistung, die die Anforderungen 
übersteigt“ (UB)

b)  Beförderung zur Sonderschulrektorin bzw. zum 
Sonderschulrektor der BesGr. A 14 + AZ

 –  für Studienrätinnen bzw. Studienräte im För-
derschuldienst der BesGr. A 13 in den letzten 
beiden periodischen Beurteilungen mindes-
tens die Bewertungsstufe „Leistung, die die 
Anforderungen übersteigt“ (UB)

 –  für Studienrätinnen bzw. Studienräte im För-
derschuldienst (einschließlich Seminarleite-
rinnen und Seminarleiter) der BesGr. A 13 + 
AZ in der letzten periodischen Beurteilung 
mindestens die Bewertungsstufe „Leistung, 
die die Anforderungen übersteigt“ (UB)

c)  Beförderung zur Sonderschulkonrektorin bzw. 
zum Sonderschulkonrektor der BesGr. A 15 oder 
zur Sonderschulrektorin bzw. zum Sonderschul-
rektor der BesGr. A 15

 –  für Studienrätinnen bzw. Studienräte im För-
derschuldienst der BesGr. A 13 + AZ, die zur 
Leiterin bzw. zum Leiter eines Studiensemi-
nars für das Lehramt für Sonderpädagogik 
bestellt sind, mindestens die Bewertungsstufe 
„Leistung, die die Anforderungen übersteigt“ 
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(UB) sowie eine mindestens dreijährige Be-
währung in dieser Tätigkeit

 –  für Funktionsstelleninhaberinnen und Funk-
tionsstelleninhaber (aus dem Bereich der För-
derschulen) der BesGr. A 14 entweder in den 
letzten beiden periodischen Beurteilungen 
mindestens die Bewertungsstufe „Leistung, 
die die Anforderungen übersteigt“ (UB) oder 
in der letzten Beurteilung mindestens die Be-
wertungsstufe „Leistung, die die Anforderun-
gen besonders gut erfüllt“ (BG) sowie jeweils 
eine mindestens dreijährige Tätigkeit in der 
bisherigen Funktion

 –  für Seminarrektorinnen bzw. Seminarrek-
toren, Institutsrektorinnen bzw. Instituts-
rektoren, Sonderschulkonrektorinnen bzw. 
Sonderschulkonrektoren, Zweite Sonderschul-
konrektorinnen bzw. Zweite Sonderschulkon-
rektoren sowie Sonderschulrektorinnen bzw. 
Sonderschulrektoren der BesGr. A 14 + AZ 
mindestens die Bewertungsstufe „Leistung, 
die die Anforderungen übersteigt“ (UB) sowie 
jeweils eine mindestens dreijährige Tätigkeit 
in der bisherigen Funktion

d)  Beförderung zur Sonderschulrektorin bzw. zum 
Sonderschulrektor der BesGr. A 15 + AZ

 –  für Sonderschulrektorinnen bzw. Sonder-
schulrektoren, Sonderschulkonrektorinnen 
bzw. Sonderschulkonrektoren, Zweite Son-
derschulkonrektorinnen bzw. Zweite Sonder-
schulkonrektoren, Seminarrektorinnen bzw. 
Seminarrektoren oder Institutsrektorinnen 
bzw. Institutsrektoren der BesGr. A 14 + AZ 
mindestens die Bewertungsstufe „Leistung, 
die die Anforderungen besonders gut erfüllt“ 
(BG) sowie jeweils eine mindestens dreijähri-
ge Tätigkeit in der bisherigen Funktion

 –  für Sonderschulrektorinnen bzw. Sonder-
schulrektoren, Sonderschulkonrektorinnen 
bzw. Sonderschulkonrektoren der BesGr. A 15 
mindestens die Bewertungsstufe „Leistung, 
die die Anforderungen übersteigt“ (UB) sowie 
jeweils eine mindestens dreijährige Tätigkeit 
in der bisherigen Funktion

5.5.2.2 Beförderung in Ämter für Seminarleiterinnen 
bzw. Seminarleiter

Bestellung zur Leiterin bzw. zum Leiter eines Se-
minars für die Ausbildung von Lehrkräften für 
Sonderpädagogik

für Lehrkräfte an staatlichen Schulen in Bayern 
mindestens die Bewertungsstufe „Leistung, die die 
Anforderungen übersteigt“ (UB) als Studienrätin 
bzw. Studienrat im Förderschuldienst der BesGr. 
A 13 oder der BesGr. A 13 + AZ.

Die Reihenfolge von Beförderungen in das Amt 
der Seminarrektorin bzw. des Seminarrektors der 
BesGr. A 14 + AZ wird unbeschadet der Zuständig-
keit der Regierungen als Ernennungsbehörde vom 
Staatsministerium festgelegt.

5.5.2.3 Beförderung in Ämter für Beratungsrektorinnen 
bzw. Beratungsrektoren

Beförderung zur Beratungsrektorin bzw. zum Bera-
tungsrektor der BesGr. A 14 an Förderschulen und 
Schulen für Kranke

für Schulpsychologinnen bzw. Schulpsychologen 
mit einem abgeschlossenen Zweitstudium der 
Psychologie von mindestens vier Semestern sowie 
mindestens der Bewertungsstufe „Leistung, die die 
Anforderungen übersteigt“ (UB) im Amt als Studi-
enrätin bzw. Studienrat der BesGr. A 13.

6. Fachoberlehrerinnen bzw. Fachoberlehrer als 
 Seminarleiterinnen bzw. Seminarleiter

Voraussetzung für die Übertragung des Amtes 
Fachoberlehrerin bzw. Fachoberlehrer der BesGr. 
A 12 als Leiterin bzw. Leiter eines Seminars für die 
Ausbildung von Fachlehrerinnen und Fachlehrern 
ist eine mindestens vierjährige Dienstzeit im Amt 
der BesGr. A 11 sowie in der aktuellen dienstlichen 
Beurteilung neben einer entsprechenden Verwen-
dungseignung mindestens die Bewertungsstufe 
„Leistung, die die Anforderungen besonders gut 
erfüllt“ (BG).

7. Förderlehrerinnen bzw. Förderlehrer als Semi-
narleiterinnen bzw. Seminarleiter

Voraussetzung für die Übertragung des Amtes För-
derlehrerin bzw. Förderlehrer der BesGr. A 12 als 
Leiterin bzw. Leiter eines Seminars für die Aus-
bildung von Förderlehrerinnen und Förderlehrern 
ist eine mindestens vierjährige Dienstzeit im Amt 
der BesGr. A 10 sowie in der aktuellen dienstlichen 
Beurteilung neben einer entsprechenden Verwen-
dungseignung  mindestens die Bewertungsstufe 
„Leistung, die die Anforderungen besonders gut 
erfüllt“ (BG).

8. Übertragung des Amtes Fachoberlehrerin bzw. 
Fachoberlehrer der BesGr. A 12 an Berufsschulen 
zur sonderpädagogischen Förderung

Für die Beförderung von gewerblichen Fachlehre-
rinnen bzw. Fachlehrern an Berufsschulen zur son-
derpädagogischen Förderung in die BesGr. A 12 
gelten grundsätzlich die Beförderungsrichtlinien 
der berufl ichen Schulen. Das Staatsministerium 
bestimmt in diesem Rahmen die Reihenfolge der 
möglichen Beförderungen.

9. Übertragung des Amtes Förderlehrerin bzw. För-
derlehrer der BesGr. A 11

Voraussetzung für die Übertragung des Amtes 
Förderlehrerin bzw. Förderlehrer als Koordinato-
rin bzw. Koordinator fachlicher Aufgaben und als 
Fachberaterin bzw. Fachberater der Schulaufsicht 
auf Schulamtsebene der BesGr. A 11 ist in der ak-
tuellen dienstlichen Beurteilung neben einer ent-
sprechenden Verwendungseignung mindestens die 
Bewertungsstufe „Leistung, die die Anforderungen 
besonders gut erfüllt“ (BG).
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10. Staatliche Lehrkräfte und Förderlehrkräfte an pri-
vaten Volksschulen sowie privaten Förderschulen 
und Schulen für Kranke

10.1 Grundsatz

Staatliche Lehrkräfte und Förderlehrkräfte, die pri-
vaten Volksschulen oder privaten Förderschulen 
und Schulen für Kranke zugeordnet sind, werden 
unter den gleichen Voraussetzungen befördert wie 
die Lehrkräfte und Förderlehrkräfte an staatlichen 
Volksschulen sowie Förderschulen und Schulen für 
Kranke.

10.2 Schulleiterinnen bzw. Schulleiter und Schulleiter-
stellvertreterinnen bzw. Schulleiterstellvertreter

Bestellt ein Träger einer privaten Volksschule, ei-
ner privaten Förderschule oder Schule für Kranke 
eine staatliche Lehrkraft im Beamtenverhältnis zur 
Schulleiterin bzw. zum Schulleiter oder zur Schul-
leiterstellvertreterin bzw. zum Schulleiterstellver-
treter, kann diese unter folgenden Voraussetzungen 
in ein entsprechendes Amt befördert werden:

–  Die Funktionsstelle war im nichtamtlichen Teil 
des amtlichen Schulanzeigers ausgeschrieben

–  Der Schulträger hat ein Auswahlverfahren durch-
geführt, das dem in diesen Richtlinien festgeleg-
ten Verfahren entspricht; dabei kann der private 
Schulträger Bewerberinnen und Bewerber ab-
lehnen, die nach seinen allgemein fest gelegten 
Grundsätzen bei ihm nicht als Lehrkraft beschäf-
tigt werden können.

Der Schulträger legt der Ernennungsbehörde die 
Stellenausschreibung, die eingegangenen Be-
werbungen sowie die Aufzeichnungen über die 
maßgeblichen Auswahlerwägungen vor. Stellt 
die Ernennungsbehörde fest, dass die Auswah-
lentscheidung entsprechend den vorstehenden 
Grundsätzen erfolgt ist und die Beförderungs-
voraussetzungen im Übrigen gegeben sind, ist die 
Beförderung vorzunehmen.

11. Lehrkräfte und Förderlehrkräfte im Beschäfti-
gungsverhältnis

Lehrkräfte und Förderlehrkräfte im Beschäfti-
gungsverhältnis, die die fachlichen und pädago-
gischen Voraussetzungen für die Übernahme in 
das Beamtenverhältnis erfüllen, können unter den 
gleichen Voraussetzungen wie Lehrkräfte und För-
derlehrkräfte im Beamtenverhältnis mit der Wahr-
nehmung von Funktionen beauftragt werden.

Eine Höhergruppierung der Lehrkräfte und För-
derlehrkräfte im Beschäftigungsverhältnis ist zu 
den maßgebenden Beförderungszeitpunkten für 
vergleichbare verbeamtete Lehrkräfte möglich. Für 
die Berechnung der erforderlichen „Dienstzeit“ 
gelten die Bestimmungen des Leistungslaufbahn-
gesetzes entsprechend.

12. Ausnahmen

Die Regierungen können Ausnahmen von den er-
forderlichen Bewertungsstufen der dienstlichen 
Beurteilung zulassen, wenn auch nach wieder-
holter – auch regierungsbezirksübergreifender – 
Ausschreibung keine entsprechenden Bewerbun-
gen vorliegen, an der unverzüglichen Besetzung 
der Stelle ein dienstliches Interesse besteht und 
die Bewerberin bzw. der Bewerber im Übrigen für 
die Wahrnehmung der Funktion fachlich geeignet 
erscheint. Sonstige Ausnahmen bedürfen der Zu-
stimmung des Staatsministeriums.

13. Inkrafttreten

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 
1. Februar 2011 in Kraft.

Gleichlautende und entgegenstehende Regelungen 
werden zum gleichen Zeitpunkt aufgehoben. Ins-
besondere tritt außer Kraft die Bekanntmachung 
des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht 
und Kultus vom 8. Juni 2009 (KWMBl S. 216).

E r h a r d 
Ministerialdirektor

2030.8-UK

Integrationsvereinbarung nach § 83 SGB IX 
für die staatlichen Gymnasien, Realschulen, 

 Fachoberschulen und Berufsoberschulen

Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus

vom 21. März 2011 Az.: II.5-5 P 4001.2-6.23 047 

In der Anlage wird die am 24. Februar 2011 unterzeich-
nete „Integrationsvereinbarung nach § 83 SGB IX für die 
staatlichen Gymnasien, Realschulen, Fachoberschulen und 
Berufsoberschulen“ bekannt gemacht.

Erha r d 
Ministerialdirektor
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Anlage

Integrationsvereinbarung nach § 83 SGB IX 
für die staatlichen Gymnasien, Realschulen, Fachoberschulen und 

Berufsoberschulen

Die Bayerische Staatsregierung hat durch Ministerratsbeschluss vom 25.09.2001 die För-
derung der beruflichen Integration behinderter Menschen zu einem zentralen Anliegen 
ihrer Behindertenpolitik gemacht. 
Nach Artikel 3 Abs. 3 Satz 2 des Grundgesetzes für die Bundesrepublik Deutschland darf 
niemand wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. Artikel 118 a der Verfassung 
des Freistaates Bayern verstärkt dieses Benachteiligungsverbot. 
Menschen mit Behinderung sind in besonderem Maße auf den Schutz und die Solidarität 
der Gesellschaft angewiesen. Ihre Eingliederung in Arbeit und Ausbildung ist wesentlicher 
Ausdruck und gleichzeitig Voraussetzung für eine gleichberechtigte Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben. 
Es entspricht dem Selbstverständnis der Dienststellen- und Schulleitungen, schwerbehin-
derte Lehrkräfte dauerhaft zu beschäftigen. 
Die dauerhafte berufliche Integration behinderter Menschen ist nur durch eine partner-
schaftliche Zusammenarbeit aller Beteiligten möglich. Die Vorgesetzten begegnen den 
schwerbehinderten Menschen im Rahmen der gesetzlichen und verwaltungsmäßigen 
Möglichkeiten mit Rücksicht und Wohlwollen. 
Die Dienststellen- und Schulleitungen suchen die Zusammenarbeit mit den jeweils zustän-
digen Partnern, wie Schwerbehindertenvertretung, Personalvertretung und Integration-
samt. 
Die Schwerbehindertenvertretung leistet ihren Beitrag zur Umsetzung dieser Vereinbarung 
und zur Bewältigung schulischer Fragestellungen. Hierbei wird sie von der Personalvertre-
tung unterstützt. 
Für die Umsetzung dieser Vereinbarung sind in erster Linie die Dienststellenleitungen, die 
Schulleitungen und die Beauftragten des Arbeitgebers zuständig. Die Dienststellen- und 
Schulleitungen gewährleisten in ihrem Bereich, dass alle Beschäftigte, die Entscheidungen 
mit Auswirkungen auf schwerbehinderte Bewerberinnen und Bewerber sowie Beschäftigte 
treffen, sich mit den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches IX, der Bekanntmachung des 
Bayerischen Staatsministeriums der Finanzen über die Fürsorge für schwerbehinderte 
Angehörige des öffentlichen Dienstes in Bayern („Fürsorgerichtlinien“ vgl. KWMBl. I 2007, 
S. 18 ff.) und allen zu deren Gunsten erlassenen Verordnungen, Tarifverträgen, Dienstver-
einbarungen und Verwaltungsanordnungen vertraut machen und diese umsetzen. Die 
Vertrauenspersonen der schwerbehinderten Menschen und die Hauptvertrauensperson 
der schwerbehinderten Menschen im Geschäftsbereich des StMUK bieten Informationen 
und Unterstützung zum Schwerbehindertenrecht. Gleiches gilt für die Personalvertretung. 
Um diesen Zielen und der besonderen sozialpolitischen Verantwortung eines öffentlichen 
Arbeitgebers Rechnung zu tragen, schließen das Bayerische Staatsministerium für Unter-
richt und Kultus, der Hauptpersonalrat beim Bayerischen Staatsministerium für Unterricht 
und Kultus und die Hauptschwerbehindertenvertretung für den Geschäftsbereich des Bay-
erischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus folgende Integrationsvereinbarung 
ab:
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II. Leitlinien zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen im schulischen Be-
reich
Schwerbehinderte Menschen haben auf Grund zahlreicher Rechts- und Verwaltungsvor-
schriften im öffentlichen Dienst eine besondere Rechtsstellung. Vor allem das Überein-
kommen der Vereinten Nationen über die Rechte von Menschen mit Behinderungen, das 
Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz, das Behindertengleichstellungsgesetz, das Sozial-
gesetzbuch - Neuntes Buch – (SGB IX), das Bayerische Beamtengesetz, § 8 der Lehrer-
dienstordnung, das Bayerische Personalvertretungsgesetz (insbesondere Art. 69 Abs. 1 
Buchst. d) BayPVG), der Tarifvertrag für den Öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) und die 
Fürsorgerichtlinien für schwerbehinderte Angehörige des öffentlichen Dienstes in Bayern 
(KWMBl. I 2007, S. 18 ff.) gewährleisten diesen Schutz. 

1. Personenkreis 
Diese Vereinbarung gilt für schwerbehinderte Menschen im Sinne des § 2 Abs. 2 SGB IX 
und für gleichgestellte Menschen im Sinne von § 2 Abs. 3 SGB IX. Die den schwerbehin-
derten Menschen zustehenden Rechte gelten auch für die Gleichgestellten, sofern diese 
nicht ausdrücklich ausgenommen sind (Zusatzurlaub, Ermäßigungsstunden, Ruhestands-
versetzung).
Beschäftigte, über deren Antrag auf Anerkennung als Schwerbehinderte noch nicht ent-
schieden ist, sollen möglichst wie Schwerbehinderte behandelt werden. 

2. Einstellung von schwerbehinderten Menschen auf Grundlage des TV-L 
Sobald in einer Dienststelle oder Schule Stellen neu zu besetzen sind, ist die zuständige 
Schwerbehindertenvertretung frühzeitig und umfassend zu informieren. 
Wenn eine Stelle für die Besetzung mit schwerbehinderten Menschen geeignet ist, so ist 
dies in einer Ausschreibung zu vermerken; es ist dabei auch darauf hinzuweisen, dass 
schwerbehinderte Bewerber bei ansonsten im Wesentlichen gleicher Eignung bevorzugt 
berücksichtigt werden. 
Beim Einstellungsverfahren sind die Vorgaben der Fürsorgerichtlinien, Ziff. IV.4, (vgl. 
KWMBl. I 2007, S. 18 ff.) zu beachten. Die Teilnahme der Schwerbehindertenvertretung 
unterbleibt, wenn die schwerbehinderte Bewerberin oder der schwerbehinderte Bewerber 
dies ablehnt; sie sind darauf zu Beginn des Vorstellungsgesprächs hinzuweisen. 
Soweit Schulleiter gem. Ziff. 1.4 der Zuständigkeitsregelungen für den Arbeitnehmerbe-
reich im Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und Kultus 
(Zust-AN-KM) für die Auswahl der einzustellenden Verwaltungsangestellten, der sonstigen 
Angestellten und der Arbeiter zuständig sind, ist die einstellende Regierung über die Be-
werbungen Schwerbehinderter zu informieren. 

3. Einstellung von Beamten 
Bei der Einstellung von Beamten gelten die Vorgaben der Laufbahnverordnung. Auf 
Ziff. IV.6 der Fürsorgerichtlinien (Besonderheiten bei der Einstellung von Beamten) wird 
hingewiesen. 

4. Beschäftigung und Art der Tätigkeit
Schwerbehinderte Menschen erfüllen ihre Dienstpflichten wie jeder andere Beschäftigte. 
Schwerbehinderte Menschen haben gegenüber ihrem Arbeitgeber Anspruch auf 
-  Beschäftigung, bei der sie ihre Fähigkeiten und Kenntnisse möglichst voll verwer-

ten und weiterentwickeln können. 
Dies gilt nicht, soweit die Erfüllung dieses Anspruchs für die Dienststelle nicht zu-
mutbar ist oder mit unverhältnismäßigen Aufwendungen verbunden wäre oder so-
weit beamtenrechtliche Vorschriften entgegenstehen. 
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- bevorzugte Berücksichtigung bei Maßnahmen der Weiterbildung zur Förderung 
ihres beruflichen Fortkommens, 

-  behindertengerechte Einrichtung und Unterhaltung der Arbeitsstätten, 
-  Ausstattung ihres Arbeitsplatzes mit den erforderlichen technischen Arbeitshilfen. 
Anträge auf Teilzeitbeschäftigung schwerbehinderter Beschäftigter sollen vorrangig be-
rücksichtigt werden; teilzeitbeschäftigten schwerbehinderten Menschen soll auf Wunsch 
ein bevorzugtes Rückkehrrecht zur Vollbeschäftigung ermöglicht werden. Auf § 81 Abs. 5 
SGB IX wird verwiesen. 
Eine Wiedereingliederung nach längerer Erkrankung ist Schwerbehinderten auf ihr Verlan-
gen gegebenenfalls wiederholt zu genehmigen. 

5. Berufliche Förderung und dienstliche Beurteilung 
Die Schwerbehindertenvertretung ist frühzeitig vor Erstellung der dienstlichen Beurteilung 
über das Anstehen der dienstlichen Beurteilung und über das dem Beurteilenden bekannte 
Ausmaß der Behinderung zu informieren; dies gilt nicht, wenn schwerbehinderte Beschäf-
tigte auf Befragen die Beteiligung ablehnen. 
Die Schwerbehindertenvertretung kann Beurteilende ihrerseits über Wesen und Ausmaß 
der Behinderung unterrichten.  
Bei der Vergabe von Leistungsprämien oder Leistungszulagen sind schwerbehinderte 
Beschäftigte angemessen zu berücksichtigen. Ihrer Leistung ist die Bewertung zuzuord-
nen, als wenn ihre Arbeits- und Leistungsfähigkeit nicht durch die Behinderung gemindert 
wäre. Die Schwerbehindertenvertretung ist über die Vergabe von Leistungsprämien zu 
informieren.

6. Prävention  
Bei Eintreten von personen-, verhaltens- oder betriebsbedingten Schwierigkeiten im 
Dienst- oder Arbeitsverhältnis, die zur Gefährdung dieses Verhältnisses führen können 
schaltet die Dienststellenleitung möglichst frühzeitig die Schwerbehindertenvertretung und 
die Personalvertretung ein, um präventive Maßnahmen im Sinne des § 84 Abs. 1 SGB IX 
zu ergreifen.
Die Hinweise zum Betrieblichen Eingliederungsmanagement nach § 84 Abs. 2 SGB IX 
sind zu beachten. 

7. Benachteiligungsverbot  
Schwerbehinderte Beschäftigte dürfen bei einer Vereinbarung oder einer Maßnahme nicht 
wegen ihrer Behinderung benachteiligt werden. 

8. Zusammenarbeit 
Es entspricht der Zielsetzung des SGB IX, dass die Dienststellenleitung, die Schwerbehin-
dertenvertretung, der Beauftragte des Arbeitgebers und die Personalvertretung eng zu-
sammenarbeiten und sich bei der Erfüllung ihrer Aufgaben gegenseitig unterstützen (vgl. 
§ 99 SGB IX). 

9. Schwerbehindertenvertretung 
Die Schwerbehindertenvertretung vertritt die Interessen der in der Dienststelle beschäftig-
ten schwerbehinderten Menschen. Um ihr einen laufenden Überblick über den zu betreu-
enden Personenkreis zu gewähren, sind ihr zeitnah Zu- und Abgänge von schwerbehin-
derten Menschen sowie Änderungen im Grad der Behinderung mitzuteilen. 
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Die Schwerbehindertenvertretung ist in allen Angelegenheiten, die einen einzelnen 
schwerbehinderten Menschen oder die schwerbehinderten Menschen als Gruppe 
berühren, unverzüglich und umfassend zu unterrichten, vor einer Entscheidung zu 
hören und über die getroffene Entscheidung unverzüglich zu informieren (§ 95 
Abs. 2 Satz 1 SGB IX).
Weitere Rechte und Pflichten der Schwerbehindertenvertretung sind vor allem im SGB IX 
und in den Fürsorgerichtlinien (vgl. KWMBl. I 2007, S. 18 ff.) niedergelegt. 
Ist eine erforderliche Beteiligung der Schwerbehindertenvertretung unterblieben, ist der 
Vollzug der Maßnahme zunächst auszusetzen und die Beteiligung innerhalb von sieben 
Tagen nach der Entscheidung nachzuholen; sodann ist endgültig zu entscheiden  (§ 95 
Abs. 2 Satz 2 SGB IX).  

III. Maßnahmen zur schulischen Integration 

1. Mehrarbeit 
Bei schwerbehinderten Beschäftigten sind die Anordnung und die Genehmigung von 
Mehrarbeit nur mit deren Einverständnis zulässig.  
„Mehrarbeit im Schuldienst als Lehrkraft liegt vor, wenn über die Unterrichtsverpflichtung 
hinaus im Rahmen der Lehrbefähigung an der eigenen oder an einer anderen Schule der 
gleichen Schulart oder im Rahmen des Hausunterrichts Unterricht erteilt wird. Es muss 
sich dabei um Pflicht- oder Wahlpflichtunterricht handeln, der anderenfalls nach Ausschöp-
fung aller anderen Möglichkeiten ausfallen müsste. Bei Lehrkräften, deren Unterrichts-
pflichtzeit ermäßigt wurde oder die Anrechnungsstunden erhalten, liegt Mehrarbeit vor, 
wenn die herabgesetzte Unterrichtszeit überschritten wird.“ 
Der Ausgleich für ausgefallene Unterrichtsstunden darf bei schwerbehinderten Lehrkräften 
nur zeitnah im Rahmen der regelmäßigen, herabgesetzten Unterrichtszeit angeordnet 
werden.

2. Pausenaufsicht 
Zur Pausenaufsicht werden schwerbehinderte Beschäftigte nur mit ihrem Einverständnis 
eingeteilt.

3. Schulfahrten - Schullandheimaufenthalte - Wandertage - Unterrichtsgänge 
Schwerbehinderte Beschäftigte werden nur mit ihrem Einverständnis als Leitung oder Be-
gleitperson eingesetzt. 

4. Sportfeste - Schulfeste - schulische Veranstaltungen 
Bei Sportfesten, Schulfesten und anderen schulischen Veranstaltungen sind die berechtig-
ten Belange der schwerbehinderten Beschäftigten zu berücksichtigen. 

5. Unterrichtsverteilung - Klassenleitung - Stundenplan - Aufsichtsführung 
Die Unterrichtspflichtzeit der Lehrkräfte verringert sich ab Vorlage des Schwerbehinder-
tenausweises je nach Grad der Behinderung um 2 bis 4 Unterrichtsstunden. (Dies gilt nicht 
für Gleichgestellte.) 
Auf die besondere Stellung der schwerbehinderten Lehrkräfte ist bei der Unterrichtsvertei-
lung, Klassenleitung, Stundenplangestaltung und Aufsichtsführung Rücksicht zu nehmen. 
Im Rahmen der Schuljahresvorbereitung bittet die Schulleitung die schwerbehinderte 
Lehrkraft rechtzeitig vor Erstellen des Einsatz- bzw. Stundenplanes um Mitteilung eventu-
eller durch die Schwerbehinderung bedingter besonderer Belange. Bei Bedarf bietet die 
Schulleitung ergänzend ein Gespräch über  die Arbeitsbedingungen an.  Die Schwerbehin- 
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dertenvertretung kann auf Wunsch der schwerbehinderten Lehrkraft an einem solchen 
Gespräch teilnehmen. 
Teilzeitbeschäftigten Schwerbehinderten soll auf Wunsch - soweit ein ordnungsgemäßer 
Schulbetrieb es zulässt - mindestens ein unterrichtsfreier Tag ermöglicht werden. 

6. Versetzungen - Abordnungen - Umsetzungen 
Für schwerbehinderte Beschäftigte ist es in der Regel schwieriger als für Nichtbehinderte, 
sich auf einen anderen Arbeitsplatz umzustellen. Sie sollen daher grundsätzlich nur ver-
setzt, abgeordnet oder umgesetzt werden, wenn ihnen dabei mindestens gleichwertige 
Arbeitsbedingungen oder berufliche Entwicklungsmöglichkeiten angeboten werden kön-
nen. Betroffene schwerbehinderte Beschäftigte und die zuständige Schwerbehindertenver-
tretung müssen frühzeitig vorher gehört werden. 
Soweit schwerbehinderte Beschäftigte selbst einen begründeten Antrag auf Versetzung, 
Abordnung oder Umsetzung stellen, soll dem entsprochen werden. Die Schwerbehinder-
tenvertretung ist nach § 95 Abs. 2 SGB IX zu beteiligen. 

IV. Verfahren zur Verständigung 
Kann zwischen der Dienststellenleitung oder Schulleitung und der schwerbehinderten Per-
son über die Rahmenbedingungen eines behindertengerechten Arbeitsplatzes keine Eini-
gung erzielt werden, muss auf Wunsch eines Beteiligten die Schwerbehindertenvertretung 
und/oder die Personalvertretung hinzugezogen werden. 
Die Dienststellenleitung oder Schulleitung und die Schwerbehindertenvertretung und/oder 
Personalvertretung arbeiten in der Frage der Teilhabe schwerbehinderter Menschen im 
Arbeitsleben in der Dienststelle eng zusammen und bemühen sich um eine einvernehmli-
che Lösung.   

§ 95 Abs. 2 SGB IX bleibt unberührt (vgl. dazu oben Ziff. II 9). 

V. Bekanntgabe 
Diese Integrationsvereinbarung wird im Amtsblatt des Staatsministeriums für Unterricht 
und Kultus veröffentlicht. Die Veröffentlichung wird alle zwei Jahre wiederholt. 
Die Integrationsvereinbarung wird außerdem im Internetauftritt des Bayerischen Staatsmi-
nisteriums für Unterricht und Kultus eingestellt. 

VI. In-Kraft-Treten 
Diese Vereinbarung tritt mit Wirkung vom 24.02.2011 in Kraft. 
Sie gilt zunächst für zwei Jahre. Nach Ablauf von zwei Jahren verlängert sie sich jeweils 
um ein weiteres Jahr, es sei denn, sie wird fristgerecht gekündigt. 
Die Kündigungsfrist beträgt sechs Monate zum Kalenderhalbjahr.  
Bis zum Abschluss einer neuen Integrationsvereinbarung gilt diese Vereinbarung fort. 

München, den 24.02.2011 

Bayer. Staatsministerium   Hauptpersonalrat:  Hauptschwerbe- 
für Unterricht und Kultus:      hindertenvertretung: 

Dr. Ludwig Spaenle  Rolf Habermann   Franz-Josef Remling 
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